
Politik ·  GesellschaftGrenzEcho
Montag, 11. Juli 2016 7

Darauf hat Sozialminister An-
tonios Antoniadis (SP) hinge-
wiesen - er antwortete auf ei-
ne schriftliche Frage des Ge-
meinschaftsabgeordneten Mi-
chael Balter (Vivant). „Ob aus
Angst vor Vergeltung oder
weiterer Gewalt, ob aus
Scham, überhaupt in diese Si-
tuation geraten zu sein – es
gibt viele Gründe, warum ein
Senior einen Misshandlungs-
fall nicht meldet. Aber auch
das Umfeld spielt eine Rolle“,
erklärte der DG-Minister. Auch
ohne Erkenntnisse oder regist-
rierte Fälle sollte man nicht
davon ausgehen, dass es die-
ses Problem in der DG nicht
gebe.

77,68 Prozent der Fälle
von Misshandlung hatten
sich in der Wallonie
zu Hause zugetragen.

Die Weltgesundheitsorgani-
sation habe im Jahr 2011 ge-
schätzt, dass vier bis sechs
Prozent der Senioren Opfer
von einer oder mehreren For-
men von Misshandlungen im
Lebensumfeld waren. Und in
der Wallonischen Region habe
die Organisation „Respect Se-
nior“ 747 Akten in diesem Zu-
sammenhang begleitet. Am
häufigsten (38 %) ging es dabei
um psychische Misshandlun-
gen. Aus den genannten Grün-
den sei von einer „hohen Dun-
kelziffer“ auszugehen, so der
Sozialminister. In den meisten
Fällen finde die Gewalt im
häuslichen Umfeld statt. Dies
hätten auch die Zahlen aus der

Wallonie von „Respect Senior“
dokumentiert: 77,68 Prozent
der Fälle von Misshandlung
hätten sich demnach zu Hau-
se zugetragen. „Die langfristi-
ge Pflege eines Familienmit-
gliedes ist eine einschneiden-
de Aufgabe für den Pflegen-
den. Zusätzliche, unbekannte
Aufgaben aber auch Hilflosig-
keit, Zeitdruck, Ungewissheit
und zunehmende Belastung
können zu einer Überforde-
rung führen. Schwierig wird es
besonders dann, wenn der
Pflegende seine Grenzen nicht
kennt und nicht respektiert“,
so Antoniadis. Um die Gesell-
schaft besser aufzuklären, sei
im Jahr 2006 eine Arbeits-
gruppe eingerichtet worden.
Dabei sollte die Thematik aus
Sicht der Professionellen und
Angehörigen beleuchtet wer-
den. Neben einer Sensibilisie-
rung der Arbeitskräfte durch

Weiterbildungen sei auch ent-
schieden worden, den Senio-
ren einen Berater zur Seite zu
stellen.

Das Ganze wurde auch ge-
setzlich verankert: Das ent-
sprechende Dekret von Febru-
ar 2009 verweist auf die allge-
meinen Aufgaben der Bera-
tungsstelle, die Nutznießer
über Hilfsangebote bei Gewalt
an Senioren zu informieren.
Die Beratungsstelle könne in
dieser Thematik auch auf ex-
terne Fachkräfte zurückgrei-
fen. Damit dies auch in Zu-
kunft so ist, werde im Rahmen
des Dekrets zur neuen Dienst-
stelle für Selbstbestimmtes Le-
ben (DSL) diese Aufgabe über-
tragen und weitergeführt. Da-
bei möchte man vertrauens-
voll vorgehen und die gesam-
te Lebenssituation eines Seni-
ors berücksichtigen. „Haupt-
augenmerk eines präventiven

Ansatzes ist die rechtzeitige
Beratung und eine Entlastung
der Pflegenden. Somit kann
einer Überforderung entge-
gengewirkt und eine risikorei-
che Situation frühzeitig er-
kannt und dementsprechend
begleitet werden“, so der DG-
Minister. „Respect Senior“ ha-
be eine Kooperation und ei-
nen Erfahrungsaustausch mit
einer Partnerorganisation der
DG angeboten. Hier biete sich
die DSL an, diese Aufgabe wei-
terzuführen und gegebenen-
falls auf das Angebot einer Ko-
operation einzugehen.

Die Förderung eines selbst-
bestimmten Lebens sei ohne-
hin ein elementarer Bestand-
teil zur Wahrung der Rechte
älterer Menschen. Und somit
auch ein Schritt auf dem Weg
hin zur Bekämpfung von Ge-
walt an Senioren. Dazu gehör-
ten Sensibilisierungsarbeit,

aber auch die Unterstützung,
Schulung und Entlastung von
Angehörigen und Pflegekräf-
ten.

Opfer könnten sich auch bei
der Telefonhilfe melden, die
Angehörige oder Pfleger an
kompetente Dienste weiterlei-
ten könne. Schließlich leiste
die psycho-soziale Beratungs-
stelle Prisma im Bereich der
häuslichen Gewalt wertvolle
Arbeit in der Begleitung von
Frauen und biete auch Weiter-
bildungen für Professionelle
an. Das Sozial-Psychologische
Zentrum (SPZ) könne eben-
falls die Senioren begleiten.
Um pflegende Angehörige zu
entlasten, arbeite die DG-Re-
gierung am Ausbau der häusli-
chen Angebote. Das beinhaltet
neben der häuslichen Hilfe
auch die Förderung alternati-
ver Wohnformen und die Ta-
gesbetreuung.

Soziales: Offiziell gab es bislang keine Fälle von Gewalt an Senioren in der Deutschsprachigen Gemeinschaft
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„Von hoher Dunkelziffer ausgehen“
In der Deutschsprachigen
Gemeinschaft sind bislang
keine Fälle von Gewalt an
Senioren bekannt. Doch
heißt das noch lange nicht,
dass es dieses Phänomen
in Ostbelgien überhaupt
nicht gibt. Denn Gewalt an
Senioren ist schließlich in
unserer Gesellschaft noch
immer ein Tabuthema.

Auch wenn in der DG noch keine Fälle von Gewalt an Senioren registriert wurden, muss man von einer hohen Dunkelziffer
ausgehen, denkt Minister Antoniadis. Illustration: dpa

Im Rahmen des VW-Abgas-
skandals hat Wirtschafts- und
Verbraucherschutzminister
Kris Peeters (CD&V) das Wirt-
schaftsministerium beauf-
tragt, die Praktiken von Auto-
Importeuren gründlich zu un-
tersuchen. „Es scheint, dass
gegen die Regeln zur Unter-
bindung unlauterer Handels-
praktiken verstoßen wurde“,
heißt es in einer Pressemittei-
lung von Peeters. Aus diesem
Grund hat die Wirtschaftsins-
pektion 30 Importeure aufge-
fordert, vollständige Informa-
tionen über Software-Updates
zu liefern.

Bis heute wurden in Belgien
8.500 Autos umgerüstet. „Ich
will alle verfügbaren Mittel
einsetzen, um die Wahrheit
herauszufinden und alle Infor-
mationen zu erhalten. Der
Verbraucher hat ein Recht dar-
auf“, so Peeters.

Zu der Sammelklage von
Test-Achats gegen VW meinte
der Minister noch: „Es gibt kei-
nen Grund, dass belgische Au-
tobesitzer nicht entschädigt
werden. Angerichteter Scha-
den muss repariert werden.“

Software-Update

Auto-Importeure
stehen im Visier

Das Strom- und Gaskraftwerk
im luxemburgischen Esch-
sur-Alzette, das bislang mit
dem belgischen Stromnetz
verbunden war, wird definitiv
geschlossen. Das haben die
Anteilseigner - der größte von
ihnen ist mit 65 Prozent Engie
Electrabel - in der vergange-
nen Woche entschieden. Die
restlichen Anteile gehören
den Unternehmen Enovos Lu-
xembourg und ArcelorMittal
Luxembourg (beide haben je-
weils 17,5 Prozent). Das Kraft-
werk produzierte zu Spitzen-
zeiten 376 Megawatt Strom -
das entspricht etwa einem
Drittel der durchschnittlichen
Leistung eines Atomkraftwer-
kes. Geschlossen wird die An-
lage, weil sie nicht mehr renta-
bel ist. Andere Energieformen
würden Gas bevorzugt und er-
hielten auch entsprechende
Subventionen, hieß es. Auch
an anderen Orten in Europa
werden Gaszentralen dichtge-
macht, weil sie nicht mehr ge-
winnbringend sind.

Elektrizität

Stromanlage in
Esch wird
geschlossen

Der umstrittene Atomreak-
tor Tihange 2 ist am Don-
nerstagabend erneut unge-
wollt abgeschaltet worden.
Es habe sich um eine „Un-
terhaltsarbeit“ im nicht-nu-
klearen Teil des Meilers ge-
handelt, wie das Betreiber-
unternehmen Engie Elec-
trabel mitteilte. Am Sams-
tagmorgen wurde der Reak-

tor wieder hochgefahren.
Konzernsprecher Serge
Dauby sprach von einem
„banalen Zwischenfall“:
„Man muss wissen, dass
wir hier von einer Fabrik re-
den, die etwa 320.000 Teile
umfasst und dass Eingriffe
wie der aktuelle ein Non-
Event sind.“ Tihange 2
musste in diesem Jahr

schon vier Mal „unplanmä-
ßig“ heruntergefahren wer-
den. Auch Doel 1 (3 x), Doel
2 (1 x), Doel 3 (2 x) und Doel
4 (3 x) waren im Laufe des
aktuellen Jahres schon
mehrere Male nicht verfüg-
bar. Der Reaktor Tihange 1
ist seit April vom Netz. Sei-
ne Laufzeit soll aber verlän-
gert werden. Foto: belga

Tihange 2 wieder vom Netz: „Banaler Zwischenfall“

Keinen Benachrichtigungszet-
tel mehr mit der Aufforde-
rung, ein Einschreiben bei der
Post abzuholen, das wegen
Abwesenheit des Empfängers
nicht zugestellt werden konn-
te. Schluss auch mit dem gan-
zen Papierkram, den es zu er-
ledigen gilt, wenn man einen
Einschreibebrief versenden
will. Das alles soll künftig ein-
fach per Mail möglich sein,
meldet das Nachrichtenportal
Newsmonkey.be.

Die Abgeordnetenkammer
hat einen Gesetzentwurf von
Minister Alexander De Croo
(Open VLD), zuständig für die
Digitale Agenda, verabschie-
det, sodass elektronische Do-
kumente fortan den gleichen
rechtlichen Wert als ihre Pen-
dants auf Papier haben. Dem-
nach dürfen amtliche Doku-
mente wie notarielle Akten
oder Versicherungspolicen di-
gital gespeichert werden, und
Einschreiben dürfen als Mail
versendet werden. In unserem
Land werden jährlich 33,3 Mil-

lionen Einschreiben ver-
schickt. Möglich ist auch eine
semi-digitale Sendung: Man
verschickt elektronisch, der
Empfänger erhält aber weiter-
hin eine Papierversion.

Offen ist noch, welches Un-
ternehmen die Einschreibe-
Mails organisieren will. Bpost
scheint vorläufig nicht daran
interessiert zu sein, obwohl
dies ein interessanter Markt
sein könnte: Einschreiben
sind in vielen Alltagsberei-
chen wichtig (Vertragskündi-
gung, Zahlungsaufforderun-
gen usw.), doch ist das heutige
System nicht sehr praktisch,
wenn das Schreiben wegen
Abwesenheit des Empfängers
nicht zugestellt werden kann.
Dieses Problem wird durch die
Einschreibe-Mail gelöst.

Föderalminister De Croo ist
enthusiastisch: „Die Gleich-
stellung von Papier und digi-
tal wird eine Revolution in der
weiteren Entwicklung der digi-
talen Wirtschaft unseres Lan-
des auslösen.“ (gz)

Recht: Papier und digital gleichgestellt

Einschreibe-Mail ersetzt
alten Einschreibebrief

Die DG und das Saarland wol-
len ihren Erfahrungsaus-
tausch in Bildungsfragen in-
tensivieren. Das haben DG-Bil-
dungsminister Harald Mollers
(ProDG) und sein saarländi-
scher Kollege Ulrich Commer-
çon in Saarbrücken verein-
bart. Im Mittelpunkt des Besu-
ches hätten die Erfahrungen
des Saarlandes mit der Umset-
zung der UN-Behinderten-
rechtskonvention und der Ein-
ordnung der saarländischen
Förderstrategie für leistungs-
starke und begabte Schüler in
der Inklusion gestanden, hieß
es. Das Saarland und die DG
kooperieren bereits in den Be-
reichen der kulturellen Bil-
dung, des Künstleraustauschs
und der Mobilität der Künstler
in der Großregion.

DG-Saarland

Austausch in
Bildungsfragen
wurde vertieft


